
Pfister treibt neues Notfallnetz voran
Der Verteidigungsminister verkündet ein Vorprojekt für das künftige System – «es wird nicht billig», sagt er warnend

SELINA BERNER, BERN

Bundesräte verkünden gemeinhin
Resultate, grössere Vorhaben – aber
keine Vorprojekte. Anders Martin Pfis-
ter, Vorsteher des Eidgenössischen
Departements für Verteidigung, Bevöl-
kerungsschutz und Sport (VBS). Er hat
am Donnerstag zur Medienkonferenz
geladen und brachte zudemVerstärkung
mit: Die Nidwaldner Regierungsrätin
Karin Kayser-Frutschi, Präsidentin der
Justiz- und Polizeidirektorenkonferenz,
und der Innerrhoder Landesfähnrich
Jakob Signer, Präsident der Konferenz
für Militär und Zivilschutz, flankierten
den Bundesrat. Der Anlass für diesen
prominenten Aufmarsch: ein Vorpro-
jekt für ein neues, krisenfestes Mobil-
funknetz für Rettungs- und Sicherheits-
kräfte. Dieses soll das bestehende Poly-
com-Netz bis 2035 ablösen.

Der Grund für den Grossaufmarsch
für eine derart bescheidene Botschaft ist
die Leidensgeschichte des Projekts. Es
wurde vor fast zehn Jahren auf denWeg
gebracht. Seither ist nicht viel passiert.

Dabei geht es um nicht weniger als das
letzte Sicherheitsnetz der Schweiz bei
Unwettern, Katastrophen oder Black-
outs. Das derzeitige Polycom-System
wurde vor über einem Vierteljahrhun-
dert eingeführt und muss ersetzt wer-
den. Am Donnerstag bemühten sich
die Redner entsprechend, die Dring-
lichkeit zu unterstreichen. Der Landes-
fähnrich Jakob Signer sprach von einer
«tickenden Zeitbombe sicherheitspoli-
tischer Entwicklungen», denen auch die
Schweiz ausgesetzt sei. Deshalb sein
Fazit: «Je schneller die Umsetzung er-
folgt, desto besser.»

Mahnung der Prüfer

Trotz der beschworenen Dringlichkeit
leistet man sich nun ein Vorprojekt bis
2029 – und dies gegen den Rat der Eid-
genössischen Finanzkontrolle. Die Prü-
fer mahnten vergangenen Herbst: Ein
unverbindliches Vorprojekt bringe kei-
nen Mehrwert, sondern gefährde gar
den rechtzeitigen Systemaufbau. Pfister
rechtfertigte den Entscheid mit der un-

geklärtenAusgangslage.Manmüsse nun
zunächst die Bedürfnisse der Nutzer ab-
holen und diese aufeinander abstim-
men. Am Ende dieses Prozesses stehe
ein Pilotversuch in einem Kanton – der
noch zu definieren ist. Erst wenn die
Technik dort reibungslos funktioniert,
soll die schrittweiseAusbreitung imRest
des Landes folgen.

Die Finanzkontrolleure reagieren
auf Anfrage verhalten und erklären
lediglich, man könne die Wendungen
des vergangenen Jahres nicht beurtei-
len.Das erstaunt wenig, schliesslich hat
Pfister hinter den Kulissen umgebaut:
Er entzog das Projekt dem Bundesamt
für Bevölkerungsschutz und übertrug
es dem Kommando Cyber der Armee.
Die Logik dahinter: Die Armee baut
ohnehin an einem eigenen krisenfes-
ten Kommunikationsnetz. Hier gibt
es Synergien, die man nutzen will. Zu-
dem kennt sich Divisionär Simon Mül-
ler, Chef des Cyber-Kommandos, mit
komplexen Digitalisierungsprojekten
aus. Er skizzierte vor den Medien, wie
das neue System für die Blaulichtorga-

nisationen dereinst aussehen soll: Ge-
fordert seien Sendemasten, die bis zu
drei Tage autonom weiter funktionier-
ten, undmobile Sendezellen, die sich im
Notfall direkt ins Katastrophengebiet
verfrachten lassen könnten.

Das neue System basiert auf dem
bestehenden Mobilfunknetz und soll
deutlich moderner sein als Polycom,
mit dem die Einsatzkräfte lediglich
einen Sprachfunk haben.Künftig sollen
auch Daten, Bilder oder Videos über-
tragen werden können. Es soll bei aus-
serordentlichen Lagen wie Naturereig-
nissen und Katastrophen, aber auch bei
Sabotageakten oder Cyberangriffen zu-
verlässig weiter funktionieren.

Ungelöste Gretchenfrage

3 Milliarden Franken sollte das Poly-
com-Nachfolgesystem ursprünglich
kosten. 1,1 Milliarden davon waren für
Investitionen vorgesehen, der Rest für
den Betrieb. Ob diese Rechnung heute
noch aufgeht, ist unklar.Auch das müsse
nun neu geprüft werden, so Pfister. Si-

cher sei nur: Das Projekt werde «nicht
billig». Der Bundesrat rechnet mit einer
ähnlichen Dimension wie bei der Erst-
kalkulation vor fast zehn Jahren.Ebenso
ungelöst bleibt die Gretchenfrage des
Schweizer Föderalismus: Wer bezahlt
wie viel? Bei der Kostenaufteilung zwi-
schen Bund und Kantonen bleibt das
Trio vor den Medien vage:Wo das Sys-
tem genutzt werde, müssten grundsätz-
lich auch die Kosten anfallen.Dazu gebe
es ein «gemeinsames Grundverständ-
nis». Ob das alle Kantone so sehen wer-
den, wird sich zeigen.

Dass wertvolle Jahre verstrichen
sind bei einem der wichtigsten sicher-
heitspolitischen Vorhaben des Landes,
ist auch den Verantwortlichen bewusst.
«Wir hätten es auch gerne schneller ge-
habt», räumte Karin Kayser-Frutschi ein.
Diskussionen zwischen den Kantonen
und dem Bund sowie unter den Kanto-
nen hätten zumZeitverlust geführt.Nun
liege aber ein «gemeinsames Zielbild»
vor. Es soll das Fundament bilden, um
das neue Notfallmobilfunknetz bis 2035
doch noch rechtzeitig zu realisieren.
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